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Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) LEKi 
durch LEKij zu ersetzen ist. Vorgenannte Immissionsorte sind die nachfolgend aufgeführten und im Plan dargestellten 
Orte:

1.7 In den Gewerbe- und Industriegebieten sind gem. §1 (4) BauNVO nur Betriebe mit einer maximalen 
Schmutzwasserspende von 0,30 l/s je ha zulässig.

1.8 Im Plangebiet sind Einzelhandelsbetriebe nur ausnahmsweise zulässig, wenn sie in einem unmittelbarem
räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem Handwerks- oder anderem Gewerbebetrieb stehen
und deren Summe an Verkaufs- und Ausstellungsflächen unter der Größe der Geschossfläche des
Handwerks- oder Gewerbebetriebsteils liegt.
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Siege Weiste Weg Nr. 2  (1. OG)

 Koblenzer Straße Nr. 1 (1. OG)

 Dahler Straße Nr. 4 (1. OG)

Hohe Straße Nr. 1 (1. OG)

 Im Großen Garten Nr. 61 (1. OG, Gebäudeseite Süd-Ost)

Im Großen Garten Nr. 61 (1. OG, Gebäudeseite Süd-Ost)

 Am Bergelchen Nr. 9 (1. OG)
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2. Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

2.1 Im Bebauungsplan werden maximale Gebäudehöhen (GHmax.), bezogen auf Meter über Normalhöhenull 
(m ü NHN), festgesetzt. Die maximale Gebäudehöhe wird bestimmt durch die Schnittlinie der Außenfläche 
der Umfassungswand inklusive Staffelgeschoss mit der Oberkante der Dachhaut.

2.2 Eine Überschreitung der zulässigen maximalen Gebäudehöhen (GHmax.) kann gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO
ausnahmsweise um bis zu 12 m für technisch erforderliche, untergeordnete Bauteile (z. B. Schornsteine,
Masten, technische Aufbauten für Aufzüge) zugelassen werden. Die technische Erforderlichkeit ist im
Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen.

2.3 Stützmauern sind nur bis zu einer Wandhöhe von 3,0 m zulässig. Als Wandhöhe gilt das Maß von der
 Oberkante der Stützmauer bis zum Schnittpunkt der Stützmauer mit der Geländeoberkante.

3. Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen gem. 
§ 9 (1) Nr. 13 BauGB

Versorgungsleitungen der ausschließlich örtlichen Versorgung sind unterirdisch zu führen; dazugehörige 
Anlagen wie zum Beispiel Verteilerkästen oder -stationen für Strom bzw. Gas sind oberirdisch oder 
unterirdisch zulässig.

4. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden gem. 
§ 9 (1) Nr. 20 BauGB

4.1 Eine Regenwasserbehandlungsanlage für schwach belastetes Niederschlagswasser wird zentral angeordnet.
Nicht zulässig ist der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne des § 19g (5) WHG auf Freiflächen.

4.2 Lager-, Abfüll- und Umschlagplätze sind zu überdachen und einzuhausen. Ein Anschluss dieser Flächen an 
die Regenwasserkanalisation ist unzulässig.

4.3 Der Einsatz von Dächern mit Metalloberflächen ist unzulässig.

5. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB

5.1 Maßnahme A: Baumreihe
Entlang der öffentlichen Straßen und Wege sind insgesamt 35 Bäume folgender Artenliste in mind. 6 m 
große, offene Baumscheiben zu pflanzen. Die Bäume sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. 
Die genauen Standorte sind in der Ausführungsplanung festzulegen. Hochstamm, 3 x verpflanzt mit 16-18 cm 
Stammumfang folgender Arten:
- Stieleiche Quercus robur
- Linde Tilia cordata
- Spitzahorn Acer platanoides

5.2 Maßnahme B: Gehölzflächen
Die mit B gekennzeichneten Flächen sind mit heimischen, standortgerechten Sträuchern und Bäumen zu
bepflanzen. Der Strauchanteil beträgt 70 %, der Baumanteil 30 %. Im Bereich der Schutzabstände zu vorh.
Leitungstrassen ist auf die Pflanzung von Bäumen zu verzichten. Die Flächen sind dauerhaft zu erhalten und
gemäß dem Entwicklungsziel zu pflegen. Es sind Arten der Pflanzliste (vgl. Ziff. 5.5) zu verwenden.

5.3 Maßnahme C: Gebüsch aus Sträuchern
Auf den mit C gekennzeichneten Flächen werden Gebüsche aus heimischen, standortgerechten Sträuchern
gepflanzt. Die Flächen sind dauerhaft zu erhalten und gemäß dem Entwicklungsziel zu pflegen. Es sind Arten
der unter Ziff. 5.5 genannten Pflanzliste zu verwenden.

5.4 Maßnahme D: Ergänzung vorhandener Gehölzbestände
Die mit  D gekennzeichneten Gehölzbestände sind zu erhalten und mit Sträuchern der unter Ziff. 5.5 
genannten Pflanzliste zu ergänzen. Die Flächen sind dauerhaft zu erhalten und gemäß dem Entwicklungs-
ziel zu pflegen.

5.5 Pflanzliste für die Maßnahmen B, C und D
Bäume als Heister, 2 x verpflanzt ohne Ballen, 125-150 cm
- Feldahorn Acer campestre - Bergahorn Acer pseudoplatanus
- Hainbuche Carpinus betulus - Esche Fraxinus excelsior
- Zitterpappel Populus tremula - Vogelkirsche Prunus avium
- Stieleiche Quercus robur - Eberesche Sorbus aucuparia

Sträucher als verpflanzter Strauch mit 4 Trieben, 60-100 cm folgender Arten:
- Kornelkirsche Cornus mas - Hartriegel Cornus sanguinea
- Hasel Corylus avellana - eingriffeliger Weißdorn Crataegus monogyna
- Pfaffenhütchen Euonymus europaeus - Heckenkirsche Lunicera xylosteum
- Schlehe Prunus spinosa - Faulbaum Rhamnus frangula
- Hundsrose Rosa Canina - Bruchweide Salix caprea
- Gemeiner Schneeball Viburnum opulus

5.6 Maßnahme E: Steilhang - Sukzessionsfläche
Die mit  E gekennzeichneten Steilwände und Böschungen werden zur Sicherung mit einer standort-
gerechten Kräuter-Gräser-Mischung angespritzt und dann der Eigenentwicklung überlassen.

5.7 Maßnahme F: Grünland, extensiv
Im Bereich der mit F gekennzeichneten Flächen sind Grünlandflächen anzulegen und extensiv zu
bewirtschaften. Eine Stickstoffdüngung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sind nicht gestattet.
Pflege: das Grün ist max. 2 x jährlich zu mähen (1. Schnitt nach dem 15.06. eines jeden Jahres), das Mähgut
ist von der Fläche zu entfernen.

5.8 Begrünung der Böschungen auf den Baugrundstücken
Im Bereich der Gewerbe- und Industriegebiete sind mindestens 50 % der Böschungsflächen zu bepflanzen. 
Es sind Bäume, Heister und Sträucher der unter Ziff. 5.5 genannten Pflanzliste zu verwenden. Der restliche
Flächenanteil ist mit bodendeckenden Gehölzen oder mit Extensivrasen zu begrünen. Bestehende 
Pflanzungen sind den vorgenannten Zielen entsprechend zu unterhalten und weiter zu entwickeln.

5.9. Begrünung von Fassaden und Stützmauern
Fassadenflächen sind ab einer Größe von > 1.000 m² auf mindestens 10 % der Fassadenfläche zu 
 begrünen. Stützmauern sind in Abständen von 15 m mit Rankgewächsen zu begrünen.

6. Ausgleichspflicht und Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen gem. §§ 1a und 9 (1a) BauGB 
sowie § 21 BNatSchG

6.1 Ausgleichspflicht besteht für die öffentlichen Verkehrsflächen sowie für die erstmalig bebaubaren 
Grundstücke im Plangebiet.

6.2 Die mit  den Symbolen und (als Beispiel) gekennzeichneten Ausgleichsmaßnahmen 
werden allen ausgleichspflichtigen Baugrundstücken als Sammelausgleich zugeordnet.

7. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB

7.1 Die mit G. F. L. gekennzeichnete Flächen sind in der jeweils festgesetzten Breite mit einem Geh-, Fahr- 
und Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger belastet.

7.2 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belastete Flächen, die innerhalb von Flächen und Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB sowie sonstiger 
Flächen zum Bepflanzen und zur Erhaltung von sonstigen Bepflanzungen liegen, sind von den 
jeweiligen Planzfestsetzungen ausgenommen und müssen zugänglich bleiben.

8. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen sowie die zum Schutz vor
solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu 
treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Im südlichen Plangebiet sind bei Büronutzungen bauliche oder sonstige Vorkehrungen zur Lärmminderung
einzuhalten (siehe festgesetzte Lärmpegelbereiche IV und V). Die bauliche Ausführung von Bauteilen regelt
sich nach der DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau".

B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEM. § 86 BAUO NW
1. Dächer

Für die Dacheindeckung dürfen nur schwarze, schiefer- und dunkelgraue oder dunkelbraune Bedachungs-
materialien gemäß den nachfolgend genannten Farben des Registers RAL840-HR (seidenmatt) verwendet
werden. Zulässige Farben: schwarz (ähnlich wie Nr. 8022, 9004, 9005 und 9011) oder schiefer- oder
dunkelgrau (ähnlich wie Nr. 7015, 7016 und 7021). Die Dacheindeckung ist durchgehend mit nur einer der
genannten Farben auszuführen, nuancierte oder ornamentierte Dächer sind unzulässig. Die Verwendung
glänzender Materialien ist ebenfalls unzulässig. Solaranlagen und untergeordnete verglaste Dachflächen 
sind von dieser Festsetzung ausgenommen. Ist keine Einleitung des Niederschlagswassers in die
Regenwasserkanalisation möglich, sind Flachdächer extensiv zu begrünen.

2. Außenwände
Für die Fassadenflächen sind nur helle sandfarbene, weiße, graue, dunkelblaue bis schwarze, braune oder 
grüne Farbtöne entsprechend den nachfolgend genannten Farben des Registers RAL 840-HR (seidenmatt) 
zulässig. Zulässige Farben: hell sandfarben (ähnlich wie Nr. 1013, 1014 und 1015), weiß (ähnlich wie Nr.
9001, 9003 und 9016), grau (ähnlich wie Nr. 7013, 7015, 7016, 7021, 7042, 9002 und 9018), dunkelblau bis
schwarz (ähnlich wie Nr. 5011, 5020 und 9005), braun (ähnlich wie Nr. 8019, 8022, 8024, 8025, 8027 und
8028) und grün (ähnlich wie Nr. 6002, 6003, 6014 und 6015).
Für mit Holz hergestellte Flächen sind zudem die natürliche Farbgebung belassende Lasuren und Farben
zulässig. Für untergeordnete Fassadenflächen wie z. B. Sockel sind abweichende Materialien und Farben
zulässig. Diese sind jedoch im Farbton an die vorgenannten Farbtöne anzupassen. Die Verwendung 
glasierter oder glänzender Materialien (z. B. Fliesen oder polierte Steine) ist unzulässig. Ausnahmsweise
können Fassadenelemente aus Glas (z. B. lackiertes oder satiniertes Glas) zugelassen werden.

3. Werbeanlagen
Werbeanlagen von Gewerbebetrieben sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Als Stätte der Leistung 
ist das Plangebiet definiert.
Werbeanlagen müssen sich in ihrer Gestaltung und ihren Abmessungen den baulichen Anlagen unterordnen. 
Sie dürfen in ihrer Fläche 20 % einer Wandseite nicht überschreiten. Als Wandseite gilt die Fläche zwischen 
der Geländeoberkante und der Schnittlinie von der Außenwand mit der Dachhaut abzüglich der auf der zu-
geordneten Wandseite befindlichen Fensterflächen.
Werbeanlagen und deren Träger (z. B. Säulen, Maste, Pylonen etc.) dürfen eine Höhe von max. 12,0 m über 
der Geländeoberkante nicht überschreiten.

E. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 Abs. 6 BauGB

1. Anbauverbotszone nach § 9 Abs. 1 FStrG
Laut § 9 Abs. 1 Nr. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) dürfen längs der Bundesautobahnen in der Anbau-
verbotszone Hochbauten jeder Art einschließlich Werbeanlagen in einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen
vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht errichtet werden.

2. Anbaubeschränkungszone nach § 9 Abs. 2 FStrG
Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Genehmigungen bedürfen der Zustimmung 
der obersten Landesstraßenbaubehörde, wenn bauliche Anlagen (auch Werbeanlagen) längs der Bundes-
autobahnen in einer Entfernung bis zu 100 m errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen.

F. HINWEISE

1. Bodendenkmalpflege
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauern,
alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-
heit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschicht-
licher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Untere
Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761/ 93750; Fax:
02761/ 937520) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unver-
ändertem Zustand zu erhalten (§ 15 u. 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den
Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Boden-
denkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen

2. 110-kV-Hochspannungsfreileitung
Im Plangebiet verläuft der 2 x 33,00 m = 66,00 m bzw. 2 x 20,00 m = 40,00 m breite Schutzstreifen der
110-kV-Hochspannungsfreileitung Anschluss Olpe, BL. 0222 (Maste 56 bis 57). Bauvorhaben im Schutz-
streifen sind zwischen dem Grundstückseigentümer /Bauherrn und der RWE Deutschland AG bzw. 
Westnetz GmbH abzustimmen.
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II. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN NACH DEM BAUGESETZBUCH 
(BAUGB) UND DER BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BAUNVO)

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Gewerbegebiet (GE) gem. § 8 BauNVO
Gem. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO sind die in § 8 (3) BauNVO genannten Nutzungen nicht zulässig.

1.2 Industriegebiet (GI) gem. § 9 BauNVO
Gem. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO sind die in § 9 (3) BauNVO genannten Nutzungen nicht zulässig.

1.3 Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO und Industriegebiet gem. § 9 NVO
Bereiche: GI* 1, GI* 2, GI* 3, GI* 4o, GI* 5o, GE 6o, GE 7o, GI 3i, GI 5i
In den genannten nach § 1 (4) Nr. 2 BauNVO gegliederten Teilen des Baugebietes sind die nachfolgend 
aufgeführten Betriebsarten sowie Anlagen mit einem vergleichbaren Emissionsgrad nicht zulässig: 
Abstandsklasse I - IV (lfd. Nrn. 1 - 80) der Abstandsliste 2007 zum Runderlass des Ministers für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft NW vom 6.6.2007.

1.4 Gewerbegebiet (GE) gem. § 8 BauNVO
Bereiche: GE 4u, GE 5u, GE* 6u, GE 7u und GE* 8
In den genannten nach § 1 (4) Nr. 2 BauNVO gegliederten Teilen des Baugebietes sind die nachfolgend 
aufgeführten Betriebsarten sowie Anlagen mit einem vergleichbaren Emissionsgrad nicht zulässig:
Abstandsklasse I - V (lfd. Nrn. 1 - 160) der Abstandsliste 2007 zum Runderlass des Ministers für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft NW vom 6.6.2007.

1.5 Gewerbegebiet (GE) gem. § 8 BauNVO
Bereich: GE* 9
In den genannten nach § 1 (4) Nr. 2 BauNVO gegliedertenTeilen des Baugebietes sind die nachfolgend 
aufgeführten Betriebsarten sowie Anlagen mit einem vergleichbaren Emissionsgrad nicht zulässig:
Abstandsklasse I - V (lfd. Nrn. 1 - 160) der Abstandsliste 2007 zum Runderlass des Ministers für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft NW vom 6.6.2007.

1.6 Das Gewerbe- und Industriegebiet ist gem. § 1 (4) BauNVO gegliedert; betriebliche Nutzungen in den 
Gebieten GE 4u, 5u, 6o, 7o, 7u und GE* 6u, 8, 9 und GI* 1, 2, 3, 4o sowie 5o werden entsprechend DIN 
45691 eingeschränkt und die Emissionen begrenzt. Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlage), deren
Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEKij in dB(A) nach DIN 45691
weder tags (6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) überschreiten. 

F

Rechtsgrundlagen
§§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Februar 2015 (GV. NRW. S. 208)

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 
1990 - PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509)

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. März 2013 (GV. 
NRW. S. 142)

Technische Regelwerke und Farbregister RAL-HR (matte Oberfläche)
Die im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Bebauungsplans genannten DIN-Normblätter werden dem 
Original der Begründung als Anlage beigefügt und liegen bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde der Kreisstadt Olpe 
zur Einsichtnahme bereit. Informationskarten des Farbregisters RAL 840-HR (seidenmatt) -Ausgabe 1999- werden 
ebenfalls bei der Bauaufsichtsbehörde der Kreisstadt Olpe bereit gehalten.

Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs gem. § 9 (7) BauGB und Abgrenzungen unterschiedlicher Nutzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs (§ 9 (7) BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen (§§ 1 (4) und 16 (5) BauNVO)

1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

Gewerbegebiete gem. § 8 BauNVO (i. V. m. textlicher Festsetzung Nr. 1)

Gewerbegebiete gem. § 8 BauNVO, nutzungseingeschränkt (i. V. m. textlicher Festsetzung Nr. 1)

Industriegebiete gem. § 9 BauNVO, nutzungseingeschränkt (i. V. m. textlicher Festsetzung Nr. 1)

Industriegebiete gem. § 9 BauNVO, nutzungseingeschränkt (i. V. m. textlicher Festsetzung Nr. 1)

2. Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB

0,8 Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 19 BauNVO

10,0 Baumassenzahl (BMZ) gem. § 21 BauNVO

H = 12,0 m maximale Gebäudehöhe in Metern über dem Planum des Geländes (i. V. m. textlicher Festsetzung Nr. 2)

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB

Baugrenze, Begrenzung der überbaubaren Grundstücksfläche gem. § 23 BauNVO

4. Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Zweckbestimmung Fuß- und Radweg

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Zweckbestimmung Wirtschaftsweg

5. Flächen oder Anlagen für die Ver- und Entsorgung gem. § 9 (1) Nrn. 12 - 14 BauGB

Flächen für Ver- und Entsorgung

Elektrizität

Abwasser

6. Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsleitungen gem. § 9 (1) Nr. 13 BauGB

110-KV Hochspannungsleitung "Anschluss Olpe", Schutzstreifen sowie Maststandort, oberirdisch

Ferngasleitung und Schutzstreifen, unterirdisch

Regenwasserkanal und Schutzstreifen, unterirdisch

7. Wasserflächen und Flächen mit wasserrechtlichen Festetzungen gem. § 9 (1) Nr. 16 BauGB

Wasserflächen

9. Flächen für die Landwirtschaft und für Wald gem § 9 (1) Nr. 18 BauGB

Flächen für die Landwirtschaft

10. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern oder sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1)
Nr. 25 BauGB, Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB

Anpflanzen von Bäumen und sonstiger Bepflanzung (i. V. m. textlicher Festsetzung Nr. 5.1)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern oder sonstigen Bepflanzungen und von
Flächen mit Festsetzungen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(i. V. m. textlichen Festsetzungen Nrn. 5, 6 und 7)

11. Ausgleichspflicht und Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen gem. §§ 1a und 9 (1a) BauGB sowie
§ 21 BNatSchG

Grundstücke mit Ausgleichspflicht (i. V. m. textlicher Festsetzung Nr. 5 und 6)

12. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche gem. § 9 (1) Nr. 21 und (6) BauGB (i. V. m.
textlicher Festsetzung Nr. 7)

13. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur Herstellung des 
Straßenkörpers erforderlich sind gem. § 9 (1) Nr. 26 BauGB

Aufschüttung

Abgrabung

14. Sonstige Planzeichen

nachrichtliche Aufteilung der Verkehrsfläche (Verkehrsbegleitgrün, Böschung, Gehweg, Fahrbahn, Baum- und
Parkstreifen)

Böschungen und Geländeoberkante (GOK)

Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Lärmpegelbereich)

Nordpfeil

15. Bestandsdarstellungen

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

Flurgrenze

Gemarkungsgrenze

Vorhandenes Gebäude

16. Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

40 m Schutzstreifen zur Bundesautobahn gem. § 9 FStrG i. V. m. Ziff. E. Nachrichtliche Übernahmen

17. Kennzeichnungen nach § 9 Abs. 5 BauGB

Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdeten Stoffen belastet sind
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LPB V

LPB IV
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Verfahrensleiste

Geometrische Eindeutigkeit
Es wird bescheinigt, dass die Planungsunterlage den Anforderungen des § 1 der 
Planzeichenverordnung entspricht und die Festlegung der städtebaulichen 
Planung geometrisch eindeutig ist, soweit es den katastermäßigen Bestand der 
Liegenschaftskarte von 02.2014 betrifft.

Sind zwei oder mehrere unterschiedliche lineare Signaturen unmittelbar parallel 
und ohne Angabe eines Abstandmaßes untereinander gekennzeichnet, so fallen 
sie als Festsetzung/ nachrichtliche Übernahme in einer Linie zusammen.

Olpe, 26.06.2015

...........................................
Fachdienst Liegenschaftskataster und Geoinformation

Planung
Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 56 "Gewerbegebiet Langes 
Feld" wurde von pp a|s pesch partner, architekten stadtplaner, Zweibrücker Hof 2, 
58313 Herdecke, gefertigt.

Herdecke, 17.06.2014

............................................
gez. Dipl.-Ing. Horst Schönweitz 

Planänderungsbeschluss und frühzeitige Öffentlichkeits- 
sowie Behördenbeteiligung
Der Ausschuss Umwelt, Planen, Bauen der Kreisstadt Olpe hat am 30.06.2014 die 
Einleitung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 56 "Gewerbegebiet Langes 
Feld" im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB beschlossen. Der 
Beschluss wurde am 20.10.2014 öffentlich bekannt gemacht. Die frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung hat stattgefunden:

1. Bürgerversammlung am 18.11.2014
2. Einzelanhörung vom 19.11.2014 - 19.12.2014 (einschließlich)

Die frühzeitige Behördenbeteiligung hat stattgefunden.

Olpe, 12.01.2015

Der Bürgermeister
in Vertretung

...........................................
Technischer Beigeordneter

Beschluss zur öffentlichen Auslegung
Der Ausschuss Umwelt, Planen, Bauen der Kreisstadt Olpe hat am 05.02.2015
dem Entwurf der Bebauungsplanänderung zugestimmt und die öffentliche 
Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Behördenbeteiligung gem. 
§ 4 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Olpe, 11.02.2015

Der Bürgermeister
in Vertretung

...........................................
Technischer Beigeordneter

Öffentliche Auslegung
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und die Begründung haben aufgrund 
der öffentlichen Bekanntmachung am 19.02.2015 gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 02.03.2015 bis einschließlich 02.04.2015 öffentlich ausgelegen.

Olpe, 09.04.2015

Der Bürgermeister
in Vertretung

...........................................
Technischer Beigeordneter

Behördenbeteiligung
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB am Verfahren beteiligt worden.

Olpe, 09.04.2015

Der Bürgermeister
in Vertretung

...........................................
Technischer Beigeordneter

Satzungsbeschluss
Diese Planänderung wurde von der Stadtverordnetenversammlung der Kreisstadt 
Olpe am 12.05.2015 gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Olpe, 29.05.2015

...........................................           ...........................................
Bürgermeister           Schriftführer

Inkrafttreten des Plans
Der Beschluss über die Bebauungsplanänderung sowie Ort und Zeit der Einsicht-
nahme in den Plan sind gem. § 10 Abs. 3 BauGB am 08.07.2015  öffentlich 
bekannt gemacht worden. Mit der Bekanntmachung ist der Plan in Kraft getreten.

Olpe, 08.07.2015

Der Bürgermeister
in Vertretung

...........................................
Technischer Beigeordneter
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Kreisstadt Olpe
Bebauungsplan Nr. 56
"Gewerbegebiet Langes Feld"

1. Änderung 
Gemarkung Olpe - Land, Flur 12, 13 und 23

Übersichtsplan (ohne definierten Maßstab)


